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112 Verordnung 
über die Laufbahn der Beamten des höheren Juſtiz⸗ und Berwaltungsdienites. 
Vom 6. Mai 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 21, 22 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


8 1 
Wer auf Grund der Vorſchriften der Juſtizausbildungsordnung die große Staatsprüfung beſtanden 
hat, ſcheidet mit Ablauf des Tages aus dem Beamtenverhältnis aus, an dem ihm durch den Senat die 
Beſcheinigung über das Ergebnis der Staatsprüfung zugeſandt wird. Er iſt von dieſem Zeitpunkt an 
berechtigt, die Bezeichnung „Aſſeſſor“ zu führen. 


82 

(1) Wer die große Staatsprüfung beſtanden hat, kann auf ſeinen Antrag zur Einarbeitung in das 
Amt des Richters, Staatsanwalts oder höheren Verwaltungsbeamten in den Probedienſt übernommen 
werden. Die Übernahme it widerruflich; fie fol nur erfolgen, wenn der Antragſteller mit ۴ 
auf die von ihm im Vorbereitungsdienſt und in den Prüfungen gezeigten Leiſtungen und nach ſeiner 
Perſönlichkeit für das Amt des Richters, Staatsanwalts oder höheren Verwaltungsbeamten als be⸗ 
ſonders geeignet angeſehen werden kann. 

(2) über den Antrag, der bei dem Gerichtspräſidenten einzureichen iſt, entſcheidet der Senat. 


8 3 
) Der Probedienſt dauert ein Jahr. Er kann auf Antrag ausnahmsweise bis zur Dauer eines 
weiteren Jahres verlängert werden; über den Antrag entſcheidet der Senat. 
(2) Sind bei der Übernahme noch nicht mehr als drei Monate ſeit dem Beſtehen der großen 
Staatsprüfung verſtrichen, ſo gilt der Staatsdienſt als nicht unterbrochen. 


8 4 

(1) Nach Abſchluß des Probedienſtes entſcheidet der Senat, ob der Aſſeſſor als Anwärter für die 
Laufbahn des höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſtes zu übernehmen it. Der Anwärter führt die 
Amtsbezeichnung „Gerichtsaſſeſſor“. Wird er endgültig als Anwärter in die Laufbahn des höheren 
Verwaltungsdienſtes überführt, jo führt er die Bezeichnung „Negierungsaſſeſſor“. 

(2) Wer nach ſeiner ganzen Perſönlichkeit und nach ſeiner wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Be⸗ 
fähigung für das Amt des Richters, Staatsanwalts oder höheren Verwaltungsbeamten vorzugs⸗ 
weiſe geeignet iſt, kann ohne Probedienſt oder unter Abkürzung des Probedienſtes als Anwärter über⸗ 
nommen werden. 

85 

(1) Wer in den Probedienſt oder als Anwärter übernommen wird, it damit dem Amtsgericht 

Danzig als Stammbehörde zugeteilt. Er iſt verpflichtet bei den Gerichten, der Staatsanwaltſchaft ſowie 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 5. 1935.) 
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den Staats⸗ und Kommunalverwaltungsbehörden die Geſchäfte eines Richters, Staatsanwalts oder 
höheren Verwaltungsbeamten entgeltlich oder unentgeltlich wahrzunehmen. 
(2) Die Zuweiſung erfolgt 
1. innerhalb der Gerichte durch den Gerichtspräſidenten, 
2. an die Staatsanwaltſchaft durch den Gerichtspräſidenten im Einvernehmen mit dem General⸗ 
ſtaatsanwalt, 1 
3. an eine Verwaltungsbehörde durch den Senat. 
(3) Die vorſtehenden Beſtimmungen des Abſ. 1 und 2 gelten nicht für die Regierungsaſſeſſoren 
(§ 4 Abi. 1). 
(4) Im Falle des Abſ. 2 Ziff. 3 bedarf es der Zuſtimmung des Gerichtspräſidenten, ſofern durch 
die Überweiſung an eine Verwaltungsbehörde ein Auftrag zur Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte vor⸗ 
zeitig beendet wird. 


den höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſt beſtimmt der Senat. ١ 


87 
Mit der zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte können auch andere Perſonen beauftragt 
werden, die die Befähigung zum Richteramt erworben haben. 


Artikel II 
8 8 


(1) Die vor dem 1. Mai 1935 ernannten Gerichtsaſſeſſoren können in den Probedienſt oder als 
Anwärter übernommen oder planmäßig in einem Amt des Staatsdienſtes angeſtellt werden, ſoweit 
Stellen hierfür zur Verfügung ſtehen; über die Übernahme entſcheidet der Senat. Wer nicht über⸗ 
nommen oder angeſtellt wird, ſcheidet zu dem vom Senat zu beſtimmenden Zeitpunkt, ſpäteſtens jez 
doch mit Ablauf des 31. März 1939, aus dem Beamtenverhältnis aus. 

(2) Gerichtsaſſeſſoren, denen vom Senat auf Grund der bisherigen Beſtimmungen die Dienſt⸗ 
bezeichnung als Amts- und Landrichter, Staatsanwalt oder Regierungsaſſeſſor verliehen iſt, ſind An⸗ 
wärter für die Laufbahn des höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſtes. Ihre Beſoldungsverhältniſſe 
(BO. vom 28. Juli 1934 — G. Bl. S. 627) werden hierdurch nicht berührt. Sie führen die bisherige 
Dienſtbezeichnung fort. 

(3) Eine Verleihung der Dienſtbezeichnungen Amts- und Landrichter oder Staatsanwalt findet 
künftighin nicht mehr ſtatt. 

8 9 


Die Beſtimmung des 8 1 Satz 2 findet auch auf diejenigen Referendare Anwendung, die bis 
zum 1. Mai 1935 die große Staatsprüfung beſtanden haben, ohne zum Gerichtsaſſeſſor ernannt 
worden zu ſein. 

Artikel III 

Das Geſetz vom 5. Mai 1926 (G. Bl. S. 130) und die Verordnung vom 14. Juli 1933 (G. Bl. 
S. 330) betr. Abänderungen des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, ſowie die Ver⸗ 
ordnung betreffend den juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 518) 
werden aufgehoben. 

۱ Artikel IV 

Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz, wie er ſich unter Berückſichtigung dieſer Verordnung und der bisher ergangenen Geſetze und 
Verordnungen ergibt, erneut bekanntzumachen und dabei die Faſſung der einzelnen Beſtimmungen des 
Geſetzes den veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen anzupaſſen. 


Artikel ۷ 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1935 in Kraft. 
Die zur Durchführung und Überleitung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat. 


Danzig, den 6. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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4 
113 Bekanntmachung 
der Faſſung des erſten Titels des Ausfüh rungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Vom 6. Mai 1935. 


Auf Grund des Artikels IV der Verordnung vom 6. Mai 1935 wird nachſtehend die derzeitige 
Faſſung des Erſten Titels des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz (Geſetz vom 24. April 
1878 — G. S. S. 230) bekanntgemacht: 


Erſter Titel 
Richteramt 


8 1 
Die Prüfungen, durch deren Ablegung die Fähigkeit zum Richteramt erlangt wird, und der 
Vorbereitungsdienſt der Referendare erfolgen nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 6. Mai 1869 
(G. S. S. 656) in der Faſſung der Verordnungen vom 3. Auguſt 1920 (St. A. S. 221, 239) und 
vom 1. Dezember 1934 (G. Bl. S. 821). ’ 
8 2 
Referendare, welche im Vorbereitungsdienſt ſeit mindeſtens einem Jahr und drei Monaten be— 
ſchäftigt ſind, können im Falle des Bedürfniſſes durch die Juſtizverwaltung mit der zeitweiligen Wahr⸗ 
nehmung richterlicher Geſchäfte bei den Amtsgerichten beauftragt werden. 
Denſelben kann nach näherer Anordnung der Juſtizverwaltung durch den Amtsrichter, welchem 
ſie zur Ausbildung überwieſen ſind, die Erledigung einzelner richterlicher Geſchäfte übertragen werden. 
Zur Urteilsfällung, zur Beurkundung einer Verfügung von Todes wegen, zur Beurkundung eines 
Ehevertrages, zur Entſcheidung über Durchſuchungen, Beſchlagnahme und Verhaftungen ſowie zu 
den Geſchäften des Amtsrichters bei Bildung der Schöffengerichte und Schwurgerichte find Neferen- 
dare nicht befähigt. 
88 3 und 4 
ſind fortgefallen. 
8 5 
Bei dem Landgericht ſind die in den Probedienſt oder als Anwärter übernommenen Aſſeſſoren 
zur Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte nur befugt, wenn ſie als Hilfsrichter beſtellt ſind. 


8 6,8 6a und 7 
ſind fortgefallen. 
8 8 
Die Mitglieder des Landgerichts führen die Amtsbezeichnung „Landgerichtsrat“, die bei einem 
Amtsgericht angeſtellten Richter die Amtsbezeichnung „Amtsgerichtsrat“. 


8 9 
iſt aufgehoben. 
§ 10 
Die Gehälter der Landgerichtsräte und der Amtsgerichtsräte ſind nach gleichen Grundſätzen 
zu bemeſſen. 
8 11 


Andere Vergütungen als die auf Geſetz beruhenden Gehälter und Entſchädigungen oder auf 
Stiftungen beruhenden Bezüge dürfen den Richtern für richterliche Geſchäfte nicht gewährt werden. 
Unterftügungen in Fällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes werden von dieſer Vorſchrift nicht 
betroffen. 
Danzig, den 6. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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